	Aufforderung zur Einreichung der (elektronischen) Kommunalsteuererklärung 

(Vorab-Informationsversion für das Kalenderjahr 2005)

Der orange formatierte Textteil kann – wenn der/die Steuerpflichtige die abgaben-

rechtlichen Verpflichtungen in der Regel einhält – ohne weiteres weg gelassen werden.
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Stadt-/Markt-/Gemeinde ...........................
................................, am ..............200..

Herrn/Frau

……………….……………….……………….

……………….……………….……………….

……………….……………….……………….

GZ.: 

Information über die Pflicht zur Einreichung der (elektronischen) Kommunalsteuer​erklärung für das Kalenderjahr 2005 längstens bis zum 31.3.2006

Sehr geehrte Frau …………….! / Sehr geehrter Herr …………….!

Wir weisen Sie darauf hin, dass die Einreichung der Kommunal​steuer-Jahreserklärung gemäß § 11 Abs 4 Kommunalsteuergesetz 1993 (KommStG 1993), BGBl 819/1993 in der Fassung BGBl I 180/2004 (AbgÄG 2004), ab sofort – und somit auch bereits hinsichtlich des Kalenderjahres 2005 – nur mehr elektronisch im Wege des Verfahrens FinanzOnline zu erfolgen hat.

Ausnahme: Übersteigt ihr umsatzsteuerpflichtiger Vorjahresumsatz nicht EUR 100.000,00 oder verfügen Sie über keinen Internetzugang und lassen Sie die elektronische Erklärung auch nicht über Ihren Ver​treter (Steuerberater, …) einreichen, haben Sie bis zum genannten Termin die Kommunal​steuer-Jahreserklärung in Papierform einzureichen. Dabei darf nur das amtliche Formular „KommSt 1“ verwendet werden, welches Sie entweder von der Internetseite www.bmf.gv.at herunter laden oder bei der gefertigten Gemeinde als Ausdruck anfordern können.

Für die Erstellung dieser Kommunalsteuererklärung, welche wie bisher längstens bis Ende März des folgenden Kalenderjahres – somit längstens bis zum 31. März 2006 – auf dem vorbeschriebenen (grundsätzlich elektronischen) Wege einzureichen ist, werden Sie auch die Gemeindekennziffer unserer Gemeinde („6……..“) be​nötigen. Sollten Sie Gemeindekennziffern anderer Gemeinden für Ihre allfällig außerhalb unserer Gemeinde gelegenen weiteren Betriebsstätten benötigen, so finden Sie diese im Internet unter www.statistik.at (Link: „Gemeindedaten“).

Erfolgt die Einreichung der Abgabenerklärung nicht fristgerecht oder nicht in der vorgeschriebenen (grundsätzlich elektronischen) Form, gilt die Abgabenerklärung als nicht eingereicht und kann dies die Festsetzung von Verspätungszuschlägen bis zu 10 % nach sich ziehen und würde eine von der Bezirksverwaltungsbehörde ahndbare Verwaltungsübertretung (Verletzung einer abgabenrechtlichen Verpflichtung) darstellen und könnte überdies eine "Nachschau" im Sinne des § 14 Abs 1 achter Satz KommStG 1993 in Verbindung mit § 118 Steiermärkische Landesabgabenordnung, LGBl 158/1963 in der Fassung LGBl 69/2001 (LAO), durch die Gemeindeabgabenbehörde oder eine „Bedarfsprüfung" im Sinne des § 14 Abs 1 siebenter Satz KommStG 1993 nach sich ziehen.

Letztgenannter Prüfungsvorgang würde durch das für die Lohnsteuerprüfung zuständige Finanzamt oder durch  den für die Sozialversicherungsprüfung zuständigen Krankenversicherungsträger in Form einer "gemeinsamen Prüfung aller lohnabhängigen Abgaben (GPLA)" statt finden und dann allerdings zwingend alle Betriebsstätten ihres Unternehmens in Österreich umfassen und neben der Prüfung der Kommunalsteuer auch eine Prüfung der Lohnsteuer, der Sozialversicherungsbeitragsgrundlagen, der Arbeiterkammerumlage, des Wohnbau​förderungsbeitrages, des Dienstgeberbeitrages und des Zuschlages zum Dienstgeberbeitrag umfassen.

An Ihrer Verpflichtung, die Kommunalsteuer für jeden Kalendermonat selbst zu berechnen und bis zum 15. des darauffolgenden Monates (Fälligkeitstag) an die Gemeinde zu entrichten, tritt weiterhin keine Änderung ein (§ 11 Abs 2 KommStG 1993).

Um nachteilige Folgen und um unnötigen Verwaltungsaufwand auf beiden Seiten zu vermeiden ersuchen wir Sie daher nochmals höflichst um die fristgerechte Einreichung Ihrer Kommunalsteuererklärung in der jeweils vorgesehen Form.

Mit freundlichen Grüßen

Der Bürgermeister:

	 (Bgm. ………………….)


